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Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Schlof3 Holte-Stukenbrock vom 15.02.2006,
zuletzt geandert durch 3. Anderungssatzung vom 25.11.2015

Aufgrund der 88 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.7.1994 (GV NRW 1994, S.666), zuletzt geandert durch Gesetz vom 3.5.2005 (GV
NRW, S. 498) sowie der 8§ 51ff. des Wassergesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV NRW 1995, S. 926), zuletzt geandert durch Gesetz vom 3.5.2005 (GV
NRW, S. 463ff.) hat der Rat der Stadt Schlof3 Holte-Stukenbrock am 14.02.2006, zuletzt geandert durch die
3. Anderungssatzung vom 25.11.2015, folgende Satzung beschlossen:

§1
Allgemeines

(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt umfasst unter anderem das Sammeln, Fortleiten, Behandeln,
Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser des im Stadtgebiet anfallenden
Abwassers sowie das Entwassern und Entsorgen des Klarschlamms. Zur Abwasserbeseitigungspflicht
gehoren nach 8§ 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 7 LWG NRW insbesondere

1. die Planung der abwassertechnischen Erschlielung von Grundstiicken, deren Bebaubarkeit nach
Maf3gabe des Baugesetzbuches durch einen Bebauungsplan, einen Vorhaben- und ErschlieBungsplan
oder eine Klarstellungs-, Entwicklungs-, und Erganzungssatzung begriindet worden ist,

2. das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstiicken des Stadtgebietes anfallenden Abwassers
sowie die Aufstellung und Fortschreibung von Planen nach § 58 Abs. 1 LWG NRW

3. das Behandeln und die Einleitung des nach Nummer 2 {bernommenen Abwassers sowie die
Aufbereitung des durch die Abwasserbeseitigung anfallenden Klarschlamms fiir seine ordnungsgemalile
Verwertung oder Beseitigung,

4. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder die Anpassung der fur die
Abwasserbeseitigung nach den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen an die Anforderungen des §
18 b Wasserhaushaltsgesetzes und des § 57 LWG NRW,

5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinklaranlagen anfallenden Schlammes und dessen
Aufbereitung fiir eine ordnungsgemaRe Verwertung oder Beseitigung (8§ 54 Abs. 2 Satz 2 WHG); hierfur
gilt die gesonderte Satzung der Stadt Uber die Entsorgung des Inhaltes von
Grundstlicksentwasserungsanlagen (Kleinklaranlagen, abflusslose Gruben) vom 15.02.2006.

6. die Uberwachung von Abwasserbehandlungsanlagen im Falle des § 53 Abs. 4 LWG NRW
7. die Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach MaRRgabe des § 53 Abs. 1 a und b LWG NRW

(2) Die Stadt stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck der Verwertung
oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden Rickstédnde die
erforderlichen dezentralen und zentralen Anlagen als 6ffentliche Einrichtung zur Verfligung (6ffentliche
Abwasseranlagen). Zur Offentlichen Abwasseranlage gehéren auch deszentrale &ffentliche
Versickerungsanlagen fiir Niederschlagswasser sowie Auf- bzw. Ableitungsgraben wie z.B. Stral3en-
bzw. Wegeseitengraben, die zum Bestandteil der 6ffentlichen Abwasseranlage gewidmet worden sind.
Die o¢ffentlichen, dezentralen und zentralen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche
Einheit.

(3) Art, Lage und Umfang der offentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung,
Erweiterung, Erneuerung, Anderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt die Stadt im Rahmen der ihr
obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht.

§2
Begriffsbestimmungen
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Im Sinne dieser Satzung bedeuten:

1.

2.

Abwasser:

Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im Sinne des § 51 Abs. 1 LWG NRW.
Schmutzwasser:

Schmutzwasser ist das durch hauslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch
in seinen Eigenschaften veranderte und das bei Trockenwetter damit zusammen abflieRende Wasser.
Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfallen
austretenden und gesammelten Flissigkeiten.

Niederschlagswasser:
Niederschlagswasser ist das von Niederschldgen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten
Flachen abflieBende und gesammelte Wasser.

Mischsystem:
Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam gesammelt und fortgeleitet.

Trennsystem:
Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt und fortgeleitet.

Offentliche Abwasseranlage:

a) Zur offentlichen Abwasseranlage gehoren alle von der Stadt selbst oder in ihrem Auftrag
betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten von Abwasser sowie
der Verwertung oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden
Ruckstéande dienen.

b) Zur 6ffentlichen Abwasseranlage gehoren ferner die Grundstiicksanschlussleitungen.

¢) Inden Gebieten, in denen die Abwasserbeseitigung durch ein Druckentwasserungsnetz erfolgt und
sich Teile eines solchen Netzes auf den Privatgrundstiicken befinden, gehdren die
Hausanschlussleitungen bis zur Grenze des beitragspflichtigen Grundstiicks einschlie3lich der
Druckstationen nicht zur 6ffentlichen Abwasseranlage.

d) Nicht zur offentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung zahlt die Entsorgung von
Kleinklaranlagen und abflusslosen Gruben, die in der Satzung (ber die Entsorgung von
Grundstiickentwasserungsanlagen der Stadt vom 15.02.2006 geregelt ist.

Anschlussleitungen:
Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden Grundstiicksanschlussleitungen und
Hausanschlussleitungen verstanden.

a) Grundsticksanschlussleitungen sind die Leitungen von der 6ffentlichen Abwasseranlage bis zur
Grenze des jeweils anzuschlielBenden Grundstuicks.

b) Hausanschlussleitungen sind Leitungen von der privaten Grundstiicksgrenze bis zu dem Gebaude
auf dem Grundstiick, in dem Abwasser anféllt. Zu den Hausanschlussleitungen gehdren auch
Leitungen unter der Bodenplatte des Gebaudes auf dem Grundstick, in dem Abwasser anfallt
sowie Schachte und Inspektionséffnungen. Bei Druckentwéasserungsnetzen ist die Druckstation
(inklusive Druckpumpe) auf dem privaten Grundstlick Bestandteil der Hausanschlussleitung.

Haustechnische Abwasseranlagen:

Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrichtungen innerhalb und an zu entwassernden
Gebauden, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prifung, Ruckhaltung und Ableitung des Abwassers auf
dem Grundstiick dienen (z.B. Abwasserrohre im Gebaude, Dachrinnen, Hebeanlage). Sie gehdren nicht
zur offentlichen Abwasseranlage.

Druckentwasserungsnetz:
Druckentwasserungsnetze sind zusammenhdngende Leitungsnetze, in denen der Transport von
Abwasser einer Mehrzahl von Grundsticken durch von Pumpen erzeugten Druck erfolgt. Die
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Druckpumpen und Pumpenschéachte sind regelmafiig technisch notwendige Bestandteile des jeweiligen
Gesamtnetzes, sie sind jedoch Bestandteil der Hausanschlussleitung, die nicht zur offentlichen
Abwasseranlage gehort.

Abscheider:

Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflissigkeitsabscheider, Starkeabscheider und
ahnliche Vorrichtungen, die das Eindringen schadlicher Stoffe in die offentliche Abwasseranlage durch
Abscheiden aus dem Abwasser verhindern.

Anschlussnehmer:
AnschluRnehmer ist der Eigentimer eines Grundstiicks, das an die Offentliche Abwasseranlage
angeschlossen ist. 8 20 Absatz 1 gilt entsprechend.

Indirekteinleiter:
Indirekteinleiter ist derjenige, der Abwasser in die offentliche Abwasseranlage einleitet oder sonst
hineingelangen lafRt.

Grundstick.

Grundstlck ist unabhangig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhangende Grundbesitz,
der eine selbstandige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf einem Grundstick mehrere
bauliche Anlagen, so kann die Stadt fur jede dieser Anlagen die Anwendung der fir Grundsticke
mafigeblichen Vorschriften dieser Satzung verlangen.

8§83
Anschlussrecht

Jeder Eigentiimer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstiicks ist vorbehaltlich der Einschrankungen in
dieser Satzung berechtigt, von der Stadt den Anschluss seines Grundstiicks an die bestehende o6ffentliche
Abwasseranlage zu verlangen (Anschlussrecht).

1)

()

®3)

)
)

§4
Begrenzung des Anschlussrechts

Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstiicke, die an eine betriebsfertige und
aufnahmefahige offentliche Abwasseranlage angeschlossen werden kénnen. Dazu muss die 6ffentliche
Abwasserleitung in unmittelbarer Nahe des Grundstiicks oder auf dem Grundstiick verlaufen. Eine
offentliche Abwasserleitung verlauft auch dann in unmittelbarer Néhe des Grundstiicks, wenn Uber
einen offentlichen oder privaten Weg ein unmittelbarer Zugang zu einer Stral3e besteht, in welcher ein
offentlicher Kanal verlegt ist. Die Stadt kann den Anschluss auch in anderen Fallen zulassen, wenn
hierdurch das 6ffentliche Wohl nicht beeintrachtigt wird.

Die Stadt kann den Anschluss versagen, wenn die Voraussetzungen des 8§ 53 Abs. 4 Satz 1 LWG
NRW zur Ubertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf Antrag der Stadt auf den privaten
Grundstiickseigentimer durch die untere Wasserbehdrde erfillt sind. Dieses gilt nicht, wenn sich der
Grundstilickseigentiimer bereit erklart, die mit dem Anschluss verbundenen Mehraufwendungen zu
tragen.

Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit die Stadt von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist.
§5
Anschlussrecht fiir Niederschlagswasser
Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsatzlich auch auf das Niederschlagswasser.
Dieses gilt jedoch nicht fur Niederschlagswasser von Grundstiicken, bei denen die Pflicht zur

Beseitigung des Niederschlagswassers gemalR 8 53 Absatz 3 a Satz 1 LWG dem Eigentimer des
Grundstilicks obliegt.
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(3) Darlber hinaus ist der Anschluss des Niederschlagswassers nicht ausgeschlossen, wenn die Stadt von
der Moglichkeit des 8 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW Gebrauch gemacht.

8§86
Benutzungsrecht

Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat der Anschlussnehmer vorbehaltlich der
Einschrdnkungen in dieser Satzung und unter Beachtung der technischen Bestimmungen fir den Bau und
den Betrieb der haustechnischen Abwasseranlagen das Recht, das auf seinem Grundstick anfallende
Abwasser in die 6ffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungsrecht).

87
Begrenzung des Benutzungsrechts

(1) In die offentliche Abwasseranlage durfen solche Stoffe und Abwasser nicht eingeleitet werden, die
aufgrund seiner Inhaltsstoffe

1. die offentliche Sicherheit oder Ordnung geféhrdet oder

2. das in der offentlichen Abwasseranlage beschéaftige Personal geféhrdet oder gesundheitlich
beeintrachtigt oder

3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift oder ihre Funktionsfahigkeit oder Unterhaltung

gefahrdet, erschwert oder behindert oder unzumutbare Geriiche emitiert oder

den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich erschwert oder verteuert oder

die Klarschlammbehandlung,- beseitigung oder -verwertung beeintrachtigt oder verteuert oder

die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbehandlungsanlage so erheblich stort, dass

dadurch die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden

koénnen.

o gk

(2) In die offentliche Abwasseranlage diirfen insbesondere nicht eingeleitet werden:

1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in der
Kanalisation fuhren kénnen;

2. Schlamme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen privaten Behandlungsanlagen;

3. Abwasser und Schlamme aus Anlagen zur o&rtlichen Abwasserbeseitigung, insbesondere aus
Kleinklaranlagen, abflusslosen Gruben, Sickerschachten, Schlammfangen und gewerblichen
Sammelbehaltern, soweit sie nicht in eine fir diesen Zweck vorgesehene gemeindliche
Einleitungsstelle eingeleitet werden;

4. flussige Stoffe, die im Kanalnetz erharten kénnen, sowie Stoffe, die nach Ubersattigung im
Abwasser in der Kanalisation ausgeschieden werden und zu Abflussbehinderungen fiihren kénnen;

5. nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flissiggasbetriebenen Brennwertanlagen mit einer

Nennwarmeleistung von mehr als 100 KW sowie nicht neutralisierte Kondensate aus sonstigen

Brennwertanlagen:

radioaktives Abwasser;

Inhalte von Chemietoiletten;

nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von Krankenhausern und medizinischen

Instituten;

9. flissige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie Giille und Jauche;

10. Silagewasser;

11. Grund-, Drainage- und Kuhlwasser;

12. Blut aus Schlachtungen;

13. gasformige Stoffe und Abwasser, das Gase in schadlichen Konzentrationen freisetzen kann;

14. feuergefahrliche und explosionsfahige Stoffe sowie Abwasser, aus dem explosionsfahige Gas-Luft-
Gemisch entstehen kdnnen;

15. Emulsionen von Mineral6lprodukten;

16. Medikamente und pharmazeutische Produkte.

© N
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(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn folgende Grenzwerte an der Ubergabestelle zur
offentlichen Abwasseranlage nicht Giberschritten sind:

Parameter/Stoff/Stoffgruppe Grenzwert
1. Temperatur bis 35° C
2. pH-Wert 6,5-10
3. Absetzbare Stoffe
a) biologisch abbaubar 1,0 ml/l
b) biologisch nicht abbaubar 0,3 ml/l
4. verseifbare Fette und Ole 250 mg/l
(schwer flichtige lipophile Stoffe)
5. Kohlenwasserstoffe gesamt 20 mg/l
PAK (Polycyklische aromatische Kohlenwasserstoffe) 2,0 mg/l
6. Halogenierte Kohlenwasserstoffe
a) Summe leichtflichtige halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW) z.B. 0,5 mg/l
1,1,1-Trichlorethan, Tetrachlorethen, Trichlormethan, Trichlorethen
b) Adsorbierbare organische Halogenverbindungen (AOX) 1,0 mgl/l

jeweils berechnet als organisch gebundenes Chlor
7. Anorganische Stoffe

Aluminium Al 10 mg/l
Arsen As 0,1 mgl/l
Barium 2,0 mg/l
Blei Pb 0,5 mg/l
Cadmium Cd 0,1 mg/l
Chrom VI Cr-6 0,1 mgl/l
Chrom gesamt Cr 0,5 mgl/l
Cobalt Co 2,0 mg/l
Eisen Fe 10 mg/l
Kupfer Cu 0,5 mgl/l
Nickel Ni 0,5 mg/l
Phosphorverbindungen P 15 mg/l
Quecksilber Hg 0,1 mg/l
Selen Se 1,0 mgl/l
Silber Ag 0,5 mg/l
Zink Zn 2,0 mg/l
Zinn Sn 2,0 mg/l
8. Anorganische Stoffe (gelést)

Chlor, frei Cl, 0,5 mgl/l
Cyanid, leicht freisetzbar CN 0,1 mg/l
Cyanid, gesamt CN 0,5 mgl/l
Fluorid F 20 mgl/l
Stickstoff NH4-N, NH3z-N 200 mgl/l
aus Ammonium und Ammoniak

Stickstoff aus Nitrit NO,-N 10 mg/l
Sulfat SO, 400 mg/l
Sulfid SH 1,0 mgl/l
Tenside anionisch 20 mg/l
Tenside nichtionogen 10 mg/l

9. Organische Stoffe
Phenole, wasserdampffllichtig 50 mg/l

Eine Verdinnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, diese Grenzwerte einzuhalten, darf nicht
erfolgen.

(4) Die Stadt kann im Einzelfall Schadstofffrachten (Volumenstrom und/oder Konzentration) festlegen. Sie
kann das Benutzungsrecht davon abhéngig machen, dass auf dem Grundstiick eine Vorbehandlung
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oder eine Rickhaltung und dosierte Einleitung des Abwassers erfolgt. Bei Niederschlagswasser betragt
die Mengenbegrenzung 15 l/sec ha.

Eine Einleitung von Abwasser in die o6ffentliche Abwasseranlage auf anderen Wegen als lber die
Anschlussleitung eines Grundstiickes darf nur mit Einwilligung der Stadt erfolgen.

Die Benutzung der offentlichen Abwasseranlage ist ausgeschlossen, soweit die Stadt von der
Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist.

Die Stadt kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den Anforderungen der
Absatze 2 bis 6 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigt Harte fir den Verpflichteten
ergabe und Griunde des 6ffentlichen Wohls der Befreiung nicht entgegenstehen. Insbesondere kann die
Stadt auf Antrag zulassen, dass Grund-, Drainage- und Kihlwasser der Abwasseranlage zugefiihrt
wird. Der Indirekteinleiter hat seinem Antrag die von der Stadt verlangten Nachweise beizufiigen.

Die Stadt kann die notwendigen Maflinahmen ergreifen, um

1. das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oder Stoffen zu verhindern, das unter Verletzung der
Absatze 1 und 2 erfolgt;

2. das Einleiten von Abwasser zu verhindern, dass die Grenzwerte nach Absatz 3 nicht einhalt.

§8
Abscheideanlagen

Abwasser mit Leichtflissigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel- Heiz- oder Schmier6l sowie fetthaltiges
Abwasser ist von der Einleitung in die offentliche Abwasseranlage in entsprechende Abscheider
einzuleiten und dort zu behandeln. Fir fetthaltiges hausliches Abwasser gilt dies jedoch nur, wenn die
Stadt im Einzelfall verlangt, da auch dieses Abwasser in entsprechende Abscheider einzuleiten und
dort zu behandeln ist.

Fur die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der Stadt eine Vorbehandlung auf dem
Grundstiick des Anschlussnehmers, in einer von ihm zu errichtenden und zu betreibenden
Abscheideanlage, angeordnet werden, wenn der Verschmutzungsgrad des Niederschlagswassers flr
die Stadt eine Pflicht zur Vorbehandlung auslost. Die vorstehende Vorbehandlungspflicht gilt
insbesondere fir StralBenbaulasttrager, die das StralRenoberflachenwasser in die o6ffentliche
Abwasseranlage einleiten.

Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenprodukte und von Schlachtabwassern aus
Schlachthéfen nach den Artikeln 8, 9 und 10 (Material der Kategorien 1, 2 und 3) der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 mussen durch den Anschlussnehmer durch ein Feststoffrickhaltesystem mit einer
Maschenweite von 2 mm gefuhrt werden.

Das Abscheidegut ist in Ubereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen und darf
der offentlichen Abwasseranlage nicht zugefihrt werden.

Die Stadt ist berechtigt, einen Abscheider auf Kosten des Grundstiickseigentiimers zu entsorgen bzw.
durch einen Dritten entsorgen zu lassen, wenn die Voraussetzung fur eine Entleerung vorliegen und der
Grundstlckseigentimer diese Entleerung unterlasst.

§9
Anschluss- und Benutzungszwang

Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Einschrédnkungen in dieser Satzung verpflichtet, sein
Grundstiick in Erfullung der Abwasseriiberlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 ¢ LWG NRW an die
offentliche Abwasseranlage anzuschlieRen, sobald Abwasser auf dem Grundstick anfallt
(Anschlusszwang).
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(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschrankungen in dieser Satzung verpflichtet, das
gesamte auf seinem Grundstiick anfallende Abwasser (Schmutzwasser und Niederschlagswasser) in
die dffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungszwang), um seine Abwasseruberlassungspflicht
nach § 53 Abs. 1 ¢ LWG NRW zu erfiillen.

(3) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, wenn die in § 51 Absatz 2 Satz 1 LWG NRW
genannten Voraussetzungen fir in landwirtschaftlichen Betrieben anfallendes Abwasser oder fur zur
Warmegewinnung benutztes Abwasser vorliegen. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist der Stadt
nachzuweisen.

(4) Unabhangig vom Vorliegen der in Absatz 3 erwéhnten Voraussetzungen ist das héusliche Abwasser
aus landwirtschaftlichen Betrieben an die offentliche Abwasseranlage anzuschlieRen und dieser
zuzufuhren.

(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht auch fir das Niederschlagswasser. Dieses gilt nicht in
den Fallen des 8§ 5 Abséatze 2 und 3 dieser Satzung.

(6) In den im Trennsystem entwdasserten Bereichen sind das Schmutz- und das Niederschlagswasser den
jeweils dafur bestimmten Anlagen zuzufuhren.

(7) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstick vor der Benutzung der baulichen Anlage an die
offentliche Abwasseranlage angeschlossen sein. Ein Zustimmungsverfahren nach § 14 Absatz 1 ist
durchzufuhren.

(8) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage, so ist das Grundstiick
innerhalb von drei Monaten anzuschlieRen, nachdem durch 6ffentliche Bekanntmachung oder Mitteilung
an den Anschlussberechtigten angezeigt wurde, dass das Grundstiick angeschlossen werden kann.

§10
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang fir Schmutzwasser

(1) Der Grundstiickseigentimer kann auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang fir
Schmutzwasser ganz oder teilweise befreit werden, wenn ein besonders begrindetes Interesse an
einer anderweitigen Beseitigung oder Verwertung des Schmutzwassers besteht und - inshesondere
durch Vorlage einer wasserrechtlichen Erlaubnis - nachgewiesen werden kann, dass eine
Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu besorgen ist.

(2) Ein besonders begriindetes Interesse im Sinne des Absatz 1 liegt nicht vor, wenn die anderweitige
Beseitigung oder Verwertung des Schmutzwassers lediglich dazu dienen soll, Gebiihren zu sparen.

§11
Nutzung des Niederschlagswassers

Beabsichtigt der Grundstiickseigentimer die Nutzung des auf seinem Grundstick anfallenden
Niederschlagswassers als Brauchwasser, so hat er dies der Stadt anzuzeigen. Die Stadt verzichtet in
diesem Fall auf die Uberlassung des verwendeten Niederschlagswassers gemaf § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG
NRW, wenn die ordnungsgemafRe Verwendung des Niederschlagswassers auf dem Grundstiick
sichergestellt ist und ein Uberlauf an den 6ffentlichen Kanal besteht, so dass eine Uberschwemmung von
Nachbar-Grundstiicken durch Niederschlagwasser ausgeschlossen werden kann. Ein Verzicht auf die
Abwasseriberlassung kommt nach § 53 Abs. 3a Satz 2 LWG NRW nur bei solchen Grundstiicken in
Betracht, die bereits an die ¢ffentliche Abwasserkanalisation angeschlossen sind.

§12
Besondere Bestimmungen fur Druckentwdsserungsnetze

(1) Fohrt die Stadt aus technischen oder wirtschaftlichen Griinden die Entwasserung mittels eines
Druckentwasserungsnetzes durch, hat der Grundstiickseigentimer auf seine Kosten auf seinem
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Grundstiick einen Pumpenschacht mit einer fiir die Entwdsserung ausreichend bemessenen
Druckpumpe sowie die dazugehérige Druckleitung bis zur Grundstiicksgrenze herzustellen, zu
betreiben, zu unterhalten, instand zu halten und gegebenenfalls zu andern und zu erneuern. Die
Entscheidung Uber Art, Ausfiihrung, Bemessung und Lage des Pumpenschachtes, der Druckpumpe
und der dazugehdrigen Druckleitung trifft die Stadt.

Der Grundstlickseigentimer hat fir die ordnungsgemafRe Wartung der Pumpstation gegeniber der
Stadt eine Garantieerklarung abzugeben. Es bleibt ihm freigestellt, anstelle dieser Erklarung mit einem
geeigneten Fachunternehmer einen Wartungsvertrag abzuschlieBen, der eine Wartung der
Druckpumpe entsprechend den Angaben des Herstellers sicherstellt.

Die Stadt ist berechtigt, in Einzelfallen einen Nachweis der durchgefiihrten Wartungsarbeiten zu
verlangen.

Die Absatze 1 bis 3 gelten auch fur private Druckleitungen mit AnschluR an die offentliche
Abwasseranlage auf3erhalb von Druckleitungsnetzen nach ABK.

Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zuganglich und zu o6ffnen sein. Eine Uberbauung oder
Bepflanzung des Pumpenschachtes ist unzulassig.

§13
Ausfihrung von Anschlussleitungen

Jedes anzuschlieBende Grundstiick ist unterirdisch mit einer eigenen Anschlussleitung und ohne
technischen Zusammenhang mit den Nachbargrundsticken an die offentliche Abwasseranlage
anzuschlieen. In Gebieten mit Mischsystem ist flir jedes Grundstiick eine Anschlussleitung, in
Gebieten mit Trennsystem je eine Anschlussleitung fir Schmutz- und fir Niederschlagswasser
herzustellen. Auf Antrag kénnen mehrere Anschlussleitungen verlegt werden. Die Stadt kann den
Nachweis Uber den ordnungsgemafen Anschluss an die 6ffentliche Abwasseranlage im Rahmen des
Zustimmungsverfahrens nach § 14 dieser Satzung verlangen.

Wird ein Grundstick nach seinem Anschluss in mehrere selbstandige Grundstiicke geteilt, so gilt
Absatz 1 fir jedes der neu entstehenden Grundstiicke.

Der Grundstiickseigentiimer hat sich gegen Riickstau von Abwasser aus dem offentlichen Kanal zu
schitzen. Hierzu hat er Ablaufstellen unterhalb der Rlckstauebene durch funktionstiichtige
Ruckstausicherungen gemafl den allgemein anerkannten Regeln der Technik einzubauen. Die
Ruckstausicherung muss jederzeit zuganglich sein.

Bei der Neuerrichtung von Anschlussleitungen hat der Grundstickseigentimer eine geeignete
Inspektionsdffnung auf seinem Grundstick einzubauen. Wird die Anschlussleitung erneuert oder
veréndert, so hat der Grundstiickseigentimer nachtraglich eine Inspektionsdffnung auf seinem
Grundstliick erstmals einzubauen, wenn diese zuvor nicht eingebaut worden war. Die
Inspektionséffnung muss jederzeit frei zugénglich und zu 6ffnen sein. Eine Uberbauung oder
Bepflanzung der Inspektionsoffnung ist unzulassig.

Die Anzahl, Fuhrung, lichte Weite und technische Ausfihrung der Anschlussleitungen bis zur
Inspektionséffnung sowie die Lage und Ausfiihrung der Inspektionséffnung bestimmt die Stadt.

Die Herstellung, Erneuerung und Verédnderung sowie die laufende Unterhaltung der haustechnischen
Abwasseranlagen sowie der Hausanschlussleitung auf dem anzuschlielRenden Grundstuck fuhrt der
Grundstiickseigentimer auf seine Kosten durch. Die Hausanschlussleitung ist in Abstimmung mit der
Stadt zu erstellen.

Besteht fir die Ableitung des Abwassers kein natirliches Gefélle zur 6ffentlichen Abwasseranlage, so
kann die Stadt von dem Grundstiickseigentiimer zur ordnungsgemaflen Entwasserung des
Grundstiicks den Einbau und den Betrieb einer Hebeanlage verlangen. Die Kosten tragt der
Grundstiickseigentiimer.
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Auf Antrag konnen zwei oder mehrere Grundstiicke durch eine gemeinsame Anschlussleitung
entwassert werden. Die Benutzungs- und Unterhaltungsrechte sind dinglich im Grundbuch abzusichern.

Werden an Stral3en, in denen noch keine o6ffentliche Abwasseranlage vorhanden ist, Neubauten
errichtet oder Nutzungen vorgenommen, die einen Abwasseranfall nach sich ziehen, hat der
Grundstulickseigentiimer auf seinem Grundstiick Anlagen flir einen spateren Anschluss in Abstimmung
mit der Stadt auf seine Kosten vorzubereiten.

§14
Zustimmungsverfahren

Die Herstellung oder Anderung des Anschlusses bedarf der vorherigen Zustimmung der Stadt. Diese ist
rechtzeitig, spatestens jedoch vier Wochen vor der Durchfiihrung der Anschlussarbeiten zu beantragen.
Besteht Anschluss- und Benutzungszwang an die o6ffentliche Abwasseranlage, gilt der Antrag mit der
Aufforderung der Stadt, den Anschluss vorzunehmen, als gestellt.

Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebaudes hat der Anschlussnehmer eine Woche
vor der AuRRerbetriebnahme des Anschlusses der Stadt mitzuteilen. Diese sichert die Anschlussleitung
auf Kosten des Anschlussnehmers.

§15
Dichtheitsprifung bei privaten Abwasserleitungen

Fur die Zustands- und Funktionsprifung privater Abwasserleitungen gilt die Verordnung zur
Selbstiiberwachung von Abwasseranlagen (Selbstiiberwachungsverordnung Abwasser — SUwVO Abw
NRW 2013). Private Abwasserleitungen sind gemafl 8§ 60,61 WHG, 8 61 Abs.1 LWG NRW, § 8
SuwVO Abw NRW 2013 so zu errichten und zu betreiben, dass die Anforderungen an die
Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehért auch die ordnungsgemdale Erfullung der
Abwasseruberlassungspflicht nach § 53 Abs.1c LWG NRW gegentiber der Stadt.

Zustands- und Funktionspriifungen an privaten Abwasserleitungen dirfen nur durch anerkannte
Sachkundige gemaR § 12 SuwVO Abw NRW 2013 durchgefuhrt werden.

Nach § 7 SuwVO Abw NRW 2013 sind im Erdreich oder unzugénglich verlegte private
Abwasserleitungen zum Sammeln und Fortleiten von Schmutzwasser oder mit diesem vermischten
Niederschlagswasser einschlie3lich verzweigter Leitungen unter der Keller-Bodenplatte oder der
Bodenplatte des Gebaudes ohne Keller sowie zugehdrige Einsteigeschéachte oder Inspektionsdffnungen
zu prifen. Ausgenommen von der Prifpflicht sind nach § 7 SiwVO Abw NRW Abwasserleitungen, die
zur alleinigen Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten Schutzrohren so
verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird.

Fur welche Grundstiicke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprifung bei privaten
Abwasserleitungen durchzufiihren ist, ergibt sich aus den 88 7 und 9 SUwVO Abw NRW 2013. Nach § 8
SiuwVO Abw NRW 2013 hat der Eigentiimer des Grundstiickes bzw. der Erbbauberechtigte private
Abwasserleitungen, die Schmutzwasser fihren, nach ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentlichen
Anderung unverziiglich von Sachkundigen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik auf
deren Zustand und Funktionstiichtigkeit priifen zu lassen. Die Prifpflicht und Priffristen fir bestehende
Abwasserleitungen ergeben sich im Ubrigen aus § 8 SiwVO Abw NRW 2013.

Zustands- und Funktionsprifungen missen nach § 9 SUwvVO Abw NRW 2013 nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik durchgefiihrt werden. Nach § 8 SUwVO Abw NRW 2013 gelten die
DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als allgemein anerkannte Regeln der Technik, soweit die
SuwVO Abw NRW 2013 keine abweichenden Regelungen trifft.

Nach § 9 SUwVO Abw NRW 2013 ist das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprifung in einer
Bescheinigung gemal Anlage 2 der SiwVO Abw NRW 2013 zu dokumentieren. Dabei sind der
Bescheinigung die in 8 9 SiwVO Abw NRW 2013 genannten Anlagen beizufigen. Diese
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Bescheinigung, nebst Anlagen, ist der Stadt durch den Grundstickseigentimer oder den
Erbbauberechtigten (8 8 SiwVO Abw NRW 2013) unverziiglich nach dem Erhalt vom Sachkundigen
vorzulegen, damit eine zeitnahe Hilfestellung durch die Stadt erfolgen kann.

Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und Funktionstlichtigkeit geprift
worden sind, bedirfen nach § 11 SUwVO Abw NRW 2013 keiner erneuten Priifung, sofern Prifung und
Prufbescheinigung, den zum Zeitpunkt der Prufung geltenden Anforderungen entsprochen haben.

Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich grundsatzlich aus § 10 SiwVvO
Abw NRW 2013. Uber mogliche Abweichungen von den Sanierungsfristen in § 10 SiwVO Abw NRW
2013 kann die Stadt gemafl § 10 SiwVO Abw NRW 2013 nach pflichtgeméaliem Ermessen im Einzelfall
entscheiden.

8§16
Indirekteinleiter-Kataster

Die Stadt fuhrt ein Kataster tber Indirekteinleitungen, deren Beschaffenheit erheblich vom hauslichen
Abwasser abweicht.

Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatz 1 sind der Stadt mit dem Antrag nach § 14 Absatz 1 die
abwassererzeugenden Betriebsvorgange zu benennen. Bei bestehenden Anschlissen hat dies
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung zu geschehen. Auf Verlangen hat der
Indirekteinleiter der Stadt Auskunft tber die Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall
und die Vorbehandlung des Abwassers zu erteilen. Soweit es sich um genehmigungspflichtige
Indirekteinleitungen im Sinne des § 59 LWG NRW handelt, geniigt in der Regel die Vorlage des
Genehmigungsbescheides der zustandigen Wasserbehoérde.

§17
Abwasseruntersuchungen

Die Stadt ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen oder vornehmen zu lassen.
Sie bestimmt die Entnahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus der Probenahmen.
Die Kosten fiir die Untersuchungen tragt der Anschlussnehmer, falls sich herausstellt, dass ein Verstol3

gegen die Benutzungsbestimmungen dieser Satzung vorliegt, andernfalls die Stadt.

§18
Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht

Der Grundstiickseigentimer ist verpflichtet, der Stadt auf Verlangen die fir den Vollzug dieser Satzung

erforderlichen Auskiinfte Uber Bestand und Zustand der haustechnischen Abwasseranlagen und der

Hausanschlussleitung zu erteilen.

Die Anschlussnehmer und die Indirekteinleiter haben die Stadt unverziiglich zu benachrichtigen, wenn

1. der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen durch Umstande beeintrachtigt wird, die auf
Méngel der offentlichen Abwasseranlage zurlickzufihren sein kénnen (z.B. Verstopfungen von
Abwasserleitungen),

2. Stoffe in die 6ffentliche Abwasseranlage geraten sind oder zu geraten drohen, die den
Anforderungen nach § 7 nicht entsprechen,

3. sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheblich &ndert,

4. sich die der Mitteilung nach § 16 Absatz 2 zugrunde liegenden Daten erheblich &ndern,
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5. fir ein Grundstiick die Voraussetzungen des Anschluss- und Benutzungsrechtes entfallen.

Bedienstete der Stadt und Beauftragte der Stadt mit Berechtigungsausweis sind berechtigt, die
angeschlossenen Grundstiicke zu betreten, soweit dieses zum Zweck der Erfullung der gemeindlichen
Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung erforderlich ist. Die Eigentimer und
Nutzungsberechtigten haben das Betreten von Grundstiicken und Rdumen zu dulden und ungehindert
Zutritt zu allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstiicken zu gewéhren. Das Betretungsrecht
gilt nach § 53 Abs. 4 a Satz 2 LWG NRW auch fur Anlagen zur Ableitung von Abwasser, dass der Stadt
zu Uberlassen ist. Die Grundrechte der Verpflichteten zu sind beachten.

§19
Haftung

Der Anschlussnehmer und der Indirekteinleiter haben fir eine ordnungsgemalie Benutzung der
haustechnischen Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung zu sorgen. Sie haften fir alle
Schaden und Nachteile, die der Stadt infolge eines mangelhaften Zustandes oder einer
satzungswidrigen  Benutzung der haustechnischen Abwasseranlagen oder infolge einer
satzungswidrigen Benutzung der 6ffentlichen Abwasseranlage entstehen.

In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige die Stadt von Ersatzanspriichen Dritter freizustellen.

Die Stadt haftet nicht zur Schaden, die durch héhere Gewalt hervorgerufen werden. Sie haftet auch
nicht fir Schéden, die dadurch entstehen, dass die vorgeschriebenen Rickstausicherungen nicht
vorhanden sind oder nicht ordnungsgemal? funktionieren.

§20
Berechtigte und Verpflichtete

Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung fir Grundstiickseigentiimer ergeben, gelten
entsprechend fur Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grundstiicks dinglich Berechtigte
sowie fir die Trager der Baulast von Stralen, Wegen und Platzen innerhalb der im Zusammenhang
bebauten Ortsteile.

Darliber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung fir die Benutzung der 6ffentlichen
Abwasseranlage ergeben, fir jeden, der

1. berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den angeschlossenen Grundstiicken anfallende Abwasser
abzuleiten (also insbesondere auch Pachter, Mieter, Untermieter etc.) oder
2. der offentlichen Abwasseranlage tatsachlich Abwasser zuflhrt.

Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

§21
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer vorsétzlich oder fahrlassig entgegen
1. §7Absatz1und?2
Abwasser oder Stoffe in die 6ffentliche Abwasseranlage einleitet oder einbringt, deren Einleitung

oder Einbringung ausgeschlossen ist.

2. 87 Absatz3und4
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Abwasser Uber den zugelassenen Volumenstrom hinaus einleitet oder hinsichtlich der
Beschaffenheit und der Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht einhadlt oder das
Abwasser zur Einhaltung der Grenzwerte verdiinnt oder vermischt.

3. §7Absatz5
Abwasser ohne Einwilligung der Stadt auf anderen Wegen als Uber die Anschlussleitung eines
Grundstiickes in die 6ffentliche Abwasseranlage einleitet.

4. 88
Abwasser mit Leichtflissigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel-, Heiz- oder Schmierdl sowie
fetthaltiges Abwasser vor der Einleitung in die 6ffentliche Abwasseranlage nicht in entsprechende
Abscheider einleitet oder Abscheider nicht oder nicht ordnungsgemaf einbaut oder betreibt oder
Abscheidegut nicht in Ubereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften entsorgt oder
Abscheidegut der 6ffentlichen Abwasseranlage zufiihrt.

5. 89 Absatz 2
das Abwasser nicht in die 6ffentliche Abwasseranlage einleitet.

6. 8§9Absatz 6
in den im Trennsystem entwasserten Bereichen das Schmutz- und das Niederschlagswasser nicht
den jeweils dafur bestimmten Anlagen zufihrt.

7. 8§11
auf seinem Grundstiick anfallendes Niederschlagswasser als Brauchwasser nutzt, ohne dieses der
Stadt angezeigt zu haben.

8. 8812, Abs. 4, 13 Absatz 4
die Prifschachte oder Pumpenschachte nicht frei zuganglich halt

9. 814 Absatz 1
den Anschluss an die 6ffentliche Abwasseranlage ohne vorherige Zustimmung der Stadt herstellt
oder andert.

10. 8 14 Absatz 2
den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Geb&dudes nicht oder nicht rechtzeitig der
Stadt mitteilt.

11.815
die Bescheinigung lber das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprifung der Stadt entgegen §
15 Abs. 6 Satz 3 dieser Satzung nicht vorlegt.

12. 8§ 16 Absatz 2
der Stadt die abwassererzeugenden Betriebsvorgénge nicht oder nicht rechtzeitig benennt oder ein
entsprechendes Verlangen der Stadt hin keine oder nur eine unzureichende Auskunft Uber die
Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des Abwassers
erteilt.

13. 8§18 Absatz 3
die Bediensteten der Stadt oder die durch die Stadt Beauftragten mit Berechtigungsausweis daran
hindert, zum Zweck der Erfullung der gemeindlichen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug
dieser Satzung die angeschlossenen Grundstiicke zu betreten, oder diesem Personenkreis nicht
ungehinderten Zutritt zu allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstiicken gewahrt.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an den o&ffentlichen Abwasseranlage
vornimmt, Schachtabdeckungen oder Einlaufroste 06ffnet, Schieber bedient oder in einen
Bestandteil der offentlichen Abwasseranlage, etwa einen Abwasserkanal, einsteigt.

(3) Ordnungswidrigkeiten nach dem Ansatz 1 und 2 kénnen mit einer Geldbul3e bis zu 50.000 €
geahndet werden.
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8§22
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.03.2006 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt vom 29.02.1996 aulRer
Kraft.



	Präambel
	§  1 Allgemeines
	§  2 Begriffsbestimmungen
	§  3 Anschlussrecht
	§  4 Begrenzung des Anschlussrechts
	§  5 Anschlussrecht für Niederschlagswasser
	§  6 Benutzungsrecht
	§  7 Begrenzung des Benutzungsrechts
	§  8 Abscheideanlagen
	§  9 Anschluss- und Benutzungszwang
	§ 10 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser
	§ 11 Nutzung des Niederschlagswassers
	§ 12 Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungsnetze
	§ 13 Ausführung von Anschlussleitungen
	§ 14 Zustimmungsverfahren
	§ 15 Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasserleitungen
	§ 16 Indirekteinleiter-Kataster
	§ 17 Abwasseruntersuchungen
	§ 18 Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht
	§ 19 Haftung
	§ 20 Berechtigte und Verpflichtete
	§ 21 Ordnungswidrigkeiten
	§ 22 Inkrafttreten

